
505
I BStU

vvs ohs ooi - 233/ak0 0 510
der Zustand der Mitbeschuldigung besteht. Wenn ein Geschuldig­
ter bereits rechtskräftig verurteilt oder das Verfahren gegen 
ihn auf andere Weise beendet ist (vorläufige Einstellung 
reicht hierfür nicht aus), dann liegt eine Mitbeschuldigung 
nicht mehr vor, und dann ist der ehemalige Mitbeschuldigte 
auch in der Lage, als Zeuge in der noch anstehenden Strafsache 
gegen seinen Tatteilnehmer auszusagen. Die Unzulässigkeit der 
Zeugenvernehmung von Mitbeschuldigten zueinander ist in der mög­
lichen Gefahr der Interessenkollision begründet; jede Aussage 
als Zeuge, die eine wahre Aussage sein muß, kann sich zum Nach­
teil des aussagenden Mitbeschuldigten auswirken, kann die eige­
ne Belastung bedeuten. Sobald eine solche Gefahr nicht besteht 
(gegen den als Zeugen heranzuziehenden Bürger besteht keine 
Beschuldigung - oder eine solche besteht nicht mehr - wegen 
Verhaltensweisen, zu denen er als Zeuge gehört werden soll),
ist keine Veranlassung vorhanden, ihn von^dei^Aussagepflicht" _zu entbinden. Den Mitbeschuldigten unjfc%re)yafender die zeugenfähig- 
keit zu verweigern, schließt nicht aus^'daß sie sich zusätzlich 
zur eigenen Beschuldigung auch,„zu derjenigen eines Tatbeteiligten
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äußern; diese Äußerungen si^^fjejdoch nicht Zeugen- sondern Be­
schuldigtenaussagen, fün^frr& Herbeiführung gelten nicht die Rege
die im Zusammenhang mit-oar Zeugenvernehmung zu beachten sind._ x 'fEs ist - auch weg eh dej- •' ausdrücklichen Verwertbarkeitsregelung 
des § 225 StPO - unzulässig, Mitbeschuldigte, also in gleicher 
Sache Beschuldigte, im Ermittlungsverfahren zueinander als 
Zeugen zu vernehmen; ihre Aussagen können nur Beschuldigtenaus­
sagen sein. Dabei ist es rechtlich ohne Bedeutung, ob die Täter 
in getrennten Ermittlungsverfahren bearbeitet werden. Werden im 
St rafve rfahren die Protokolle der Vernehmung Mitbeschuldigter 
benötigt, sind dafür deren Beschuldigtenvernehmungsprotokolle 
zu verwenden. Es sei vermerkt, daß dadurch auch eine Senkung des

1 Vgl. dazu auch den Standpunkt des 2. Strafsenats des Obersten 
Gerichts vom 13. 2. 1978, in dem ausgeführt ist, daß ein rechts 
kräftig verurteilter früherer Mitbeschuldigter sich als Zeuge 
in bezug auf die Zusammenhänge, wegen der er verurteilt ist, 
nicht auf das Recht zur Aussageverweigerung gemäß § 27 (4) StPO 
berufen kann.


